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Ra 2026/20/0184 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2025/20/0506 B 17. November 2025 RS 1 

Stammrechtssatz 

Ein "Erschleichen" im Sinn von § 69 Abs. 1 Z 1 AVG liegt vor, wenn die betreffende Entscheidung in 
einer Art zustande gekommen ist, dass die Partei gegenüber der Behörde objektiv unrichtige Angaben von 
wesentlicher Bedeutung mit Irreführungsabsicht gemacht hat oder maßgebliche Angaben unterlassen hat 
und der so festgestellte Sachverhalt dann der Entscheidung zu Grunde gelegt wurde, sofern die Behörde 
auf die Angaben der Partei angewiesen ist und ihr nicht zugemutet werden kann, von Amts wegen noch 
weitere Erhebungen durchzuführen. Von einem "Erschleichen" kann daher nicht gesprochen werden, 
wenn die Behörde es verabsäumt hat, von den ihr ohne besondere Schwierigkeiten zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten der Sachverhaltsermittlung Gebrauch zu machen (vgl. etwa VwGH 4.7.2025, 
Ra 2025/22/0076, mwN). Dem betreffenden Verfahren darf also kein ein "Erschleichen" ausschließender 
relevanter Ermittlungsmangel anhaften (vgl. VwGH 28.8.2024, Ra 2024/22/0070, mwN). 
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